
Die israelische Regierung stellt sich auf eine  
mögliche Ausweitung des Krieges ein, während 
Kriegskabinettsmitglied Benny Gantz Neu
wahlen fordert. Enthüllungen zeigen, wie die 
israelische Armee beim Einsatz Künstlicher 
Intelligenz den Tod Tausender Zivilisten 
einkalkuliert.

Der Druck auf Israels Regierungschef 
Benjamin Netanjahu nimmt zu: Mitten 
im Gaza Krieg fordert die Opposition 
Neuwahlen. Und das Land bereitet sich 
schon auf den nächsten Krieg vor. Die 
Armee verhängte eine Urlaubssperre.

OLIVER EBERHARDT

Die Demonstranten sind zurück. War es vor 
einem Jahr die umstrittene Justizreform, 
die wochenlang die israelische Bevölkerung 
auf die Straßen trieben, ist es nun der Gaza-
Krieg – oder vielmehr der Umgang der Re-
gierung damit. Zwar erreichen die Teil-
nehmerzahlen längst noch nicht jene der 
Proteste gegen den Justizumbau, aber es 
werden von Mal zu Mal mehr.

Denn aus israelischer Sicht ist der Krieg 
sechs Monate nach dem Massaker an rund 
1200 Menschen im Süden Israels in eine 
Sackgasse geraten. Die Befreiung der ver-
bliebenen rund 100 Geiseln, die von Hamas 
und Islamischem Dschihad festgehalten 
werden, ist nach wie vor in weiter Ferne. 
Von einer vollständigen Zerstörung der bei-
den Organisationen spricht man kaum noch 
ernsthaft. Und international wird Israel nun 
als Paria gesehen: Die öffentliche Meinung 
hat sich von der anfänglichen Solidarität 
nach dem 7. Oktober 2023 vielfach zu kom-
pletter Ablehnung gedreht.

Im September müsse Israel ein neues 
Parlament wählen, forderte Oppositions-
führer Benny Gantz Mitte der Woche am 
Ende einer Rede und schloss sich damit 
als Letzter der Neuwahlforderung aller an-
deren Oppositionsparteien an. Der Unter-
schied: Die anderen würden am liebsten 
schon vor dem Sommer wählen. Doch Ne-
tanjahu und sein rechtskonservativer Likud 
weisen das alles von sich. Denn noch kann 
man auf eine stabile Koalition mit den ult-
rarechten Religiösen Zionisten und den bei-
den ultraorthodoxen Parteien bauen.

Aber der Gegenwind erreicht auch in-
ternational Orkanstärke. Vor allem US-
Präsident Joe Biden, aber auch die Demo-
kraten im Kongress gehen nun auf Distanz 
zu Netanjahu und seiner Regierung. Chuck 
Schumer, demokratischer Mehrheitsfüh-
rer im Senat, forderte gar Neuwahlen in 
Israel.

Im Weißen Haus sucht man derweil nach 
einer Antwort auf die Situation: Die öf-
fentliche Meinung in den Vereinigten Staa-
ten wendet sich überwiegend gegen Isra-
els Kriegsführung im Gazastreifen, und es 
sind vor allem potenzielle Wähler der De-
mokraten, die die schärfste Kritik äußern. 
Ein Kommentator des Nachrichtensenders 
CNN geht bereits davon aus, dass Gaza 
nicht nur Netanjahu, sondern auch Biden 
die Wiederwahl kosten könnte.

Aber was tun? In vielen westlichen Staa-
ten liebäugeln Politiker mit dem Gedanken, 
die Zweistaatenlösung auch gegen den Wil-
len Netanjahus zu forcieren, indem man Pa-
lästina als unabhängigen Staat anerkennt, 
es zum Vollmitglied bei den Vereinten Na-
tionen macht. Die palästinensische Auto-
nomieregierung, die de facto nur Teile des 
Westjordanlands kontrolliert, stellte Mitte 
der Woche einen entsprechenden Antrag 
bei der Uno.

Aber verändern würde das erst einmal 
nichts. Palästina wäre weiterhin besetzt, die 
Siedlungen wären immer noch da und der 
Gaza-Krieg ginge trotzdem weiter. Zudem 
zeigt sich nun sehr deutlich, dass auch die 
Hamas zerstritten ist. Vertreter der Regie-
rung Katars, die zusammen mit Ägyptens 
Führung versucht, Waffenstillstände und 
Gefangenenaustausche auszuhandeln, be-
klagen, dass das, was sie mit der Führung 
des in Doha ansässigen Politbüros bespre-
chen, viel zu oft letztlich scheitert, weil Ya-
hya Sinwar, Gaza-Chef der Hamas, nicht 
mitspielen will.

Und längst zeichnet sich ab, dass nicht 
nur der Krieg selbst ein Problem ist, son-
dern auch die Zeit danach. Ein Bericht der 
Weltbank beziffert die Höhe der Kriegsschä-
den auf rund 18,5 Milliarden Dollar. Nicht 
einberechnet sind die marode Infrastruk-
tur und die Schäden aus den vorangegan-
genen Kriegen, die nie vollständig besei-
tigt wurden.

Dass das so ist, lag zum einen an den 
strengen Einfuhrkontrollen für Baumateria-
lien, die Israel und Ägypten über viele Jahre 
durchsetzten. Es lag aber auch daran, dass 
das knappe verfügbare Material von der Ha-
mas-Regierung zum Bau von Tunneln und 
Raketen eingesetzt wurde.

Und während der Gaza-Krieg noch in vol-
lem Gange ist, bereitet sich die Region schon 
auf den nächsten Konflikt vor. Noch begnü-
gen sich Israels Militär und die libanesische 
Hisbollah mit vereinzelten Schusswechseln, 
doch die Gefechte werden intensiver.

Im Hintergrund versucht man in Israel 
schon seit Monaten, Militär und Infrastruk-
tur auf einen Kriegsausbruch im Norden 
vorzubereiten – mit eher mauen Ergebnis-
sen. In einem Briefing für Politiker hatten 
Vertreter der Strom- und Wasserversorger 
keine guten Nachrichten: Im Falle eines 
Kriegsausbruchs müsste man vor allem 
Gaskraftwerke abschalten; lange Strom-
ausfälle und wahrscheinlich auch eine re-
gionale Trinkwasserknappheit wären die 
Folge. Der Grund: Die Hisbollah ist militä-
risch um einiges schlagkräftiger als die Ha-
mas; zudem liegen wichtige Infrastruktur-
Einrichtungen im Norden.

Israels Militär hat deshalb nun eine Ur-
laubssperre verhängt; außerdem sollen 
noch mehr Reservisten einberufen wer-
den. Das Problem dabei: Sie fehlen dann 
am Arbeitsplatz, was wiederum die ohne-
hin schon schwer angeschlagene Wirtschaft 
weiter belasten wird.

Auch die libanesische Regierung möchte 
unbedingt einen Krieg verhindern. Minis-
terpräsident Nadschib Mikati appellierte 
mehrfach öffentlich an die Hisbollah-Füh-
rung, alles zu tun, um einen offenen Kon-
flikt mit Israel zu vermeiden. Nach Angaben 
von libanesischen Regierungsmitarbeitern 
soll er auch mit dem iranischen Präsidenten 
Ebrahim Raisi telefoniert haben. Die irani-

schen Revolutionsgarden unterstützen die 
Hisbollah militärisch.

Doch Mikatis Möglichkeiten sind extrem 
begrenzt. Das Land befindet sich in einer 
sehr tiefen Wirtschaftskrise. Aber vor al-
lem ist er nur übergangsweise im Amt und 
hat damit nur eingeschränkte Befugnisse. 
Der Libanon ist derzeit ohne Präsidenten, 
der einen neuen Regierungschef ernennen 
könnte. Zwölfmal hat das Parlament bisher 
versucht, den höchsten Posten des Landes 
zu besetzen.

Libanon, Israel und die palästinensi-
schen Gebiete – die wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen einer Ausweitung des 
Kriegs wären überall katastrophal. Und 
was in dieser Situation auffällt, ist die Ab-
wesenheit von Versuchen der internatio-
nalen Gemeinschaft, die Konflikte auf di-
plomatischem Wege zu beseitigen: Anders 
als sonst gibt es keine ernstzunehmenden 
Vorschläge für Friedenskonferenzen, keine 
Lösungsansätze.

So mancher hofft nun auf einen US-Prä-
sidenten Donald Trump und darauf, dass er, 
wie auch immer, neue Impulse für eine Lö-
sung des Nahostkonflikts liefern wird. Aber 
er war es auch, der im Mai 2018 das Atom-
abkommen mit dem Iran aufkündigte und 
damit den Revolutionsgarden neuen Auf-
trieb gab.

US Regierung geht auf Distanz zu Israels Regierung

In vielen westlichen Staaten 
liebäugeln Politiker mit dem 
Gedanken, die Zweistaatenlösung 
auch gegen den Willen Netanjahus 
zu forcieren.

Gegenwind für 
Netanjahu

Zehntausende protestieren mit den Familien der Geiseln in Tel Aviv gegen Israels Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu.
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Eine israelische KI berechnet Ziele für 
Luftangriffe. Vorgesetzte erlauben dem 
System bis zu 20 tote Zivilisten pro ge
töteten Kämpfer.

MATTHIAS MONROY

Der in Jerusalem lebende Filmemacher und 
Autor Yuval Abraham hat eine Recherche zu 
einem automatischen System für die Ziel-
auswahl im Gaza-Krieg veröffentlicht. Die 
Technik basiert auf Künstlicher Intelligenz 
und ist beim israelischen Militär seit dem 
Gaza-Krieg von 2021 im Einsatz. Angeregt 
wurde dieses »Lavendel« genannte System 
offenbar vom derzeitigen Kommandeur der 
israelischen Eliteeinheit 8200, der hierzu 
auch ein Buch veröffentlicht hatte. Darin 
geht es um eine Maschine, die in kürzester 
Zeit riesige Datenmengen verarbeiten kann, 
um Ziele für militärische Angriffe zu ermit-
teln. So könnten menschliche Entscheider 
in Kriegszeiten unterstützt werden.

In einem früheren Bericht hatte Abra-
ham bereits ein KI-System mit dem Namen 

»Evangelium« öffentlich gemacht. Es mar-
kiert Gebäude und Infrastrukturen, die dann 
angegriffen werden. »Lavendel« markiert 
Menschen und setzt sie auf eine Tötungsliste.

Abraham stützt seine im Internetmaga-
zin »+972« und der Zeitung »Local Call« 
veröffentlichte Recherche auf Aussagen von 
sechs Geheimdienstoffizieren. Einer von ih-
nen soll höherrangig sein. Alle hätten wäh-
rend des derzeitigen Gaza-Kriegs »aus ers-
ter Hand« mit der Technik zu tun gehabt.

Den Quellen zufolge hätten sich die Sol-
daten in den ersten Wochen des Krieges 
fast vollständig auf »Lavendel« verlassen 
und die Ergebnisse behandelt, »als seien 
sie eine menschliche Entscheidung«. Vor-
gesetzte sollen diese Routine zwei Wochen 
nach Kriegsbeginn ausdrücklich erlaubt ha-
ben, ohne dass die Soldaten die geheim-
dienstlichen Rohdaten überprüfen, auf de-
nen die Berechnungen beruhten.

Offizieller Zweck von »Lavendel« ist die 
Markierung von Mitgliedern der militäri-
schen Flügel der Hamas und des Palästi-

nensischen Islamischen Dschihad (PIJ) mit 
hohen und niedrigen Rängen. »Fast jede 
einzelne Person im Gazastreifen« soll laut 
dem Bericht von »Lavendel« auf einer Skala 
von 1 bis 100 bewertet worden sein, dabei 
würden etwa Kommunikationsdaten von 
Mobiltelefonen, Kontakte, Accounts in so-
zialen Medien oder Fotos genutzt. Die Ma-
schine soll dazu mit Daten bekannter Ha-
mas-Aktivisten trainiert worden sein. Rund 
37 000 Palästinenser seien von der Soft-
ware anschließend als mutmaßliche Kämp-
fer erkannt worden.

Jedoch ist auch dem Militär bekannt, dass 
das System in etwa zehn Prozent der Fälle 
daneben liegt macht, schreibt Abraham in 
seiner Recherche. Oft würden Personen mar-
kiert, die nur eine lockere oder gar keine 
Verbindung zu militanten Gruppen haben.

Fehler treten auf, wenn »Lavendel« Pro-
gnosen auf mutmaßliche Kommunikations-
muster von Kämpfern stützt. Diese ähnelten 
aber Mitarbeitern der Polizei und des Zivil-
schutzes, die deshalb laut einer der Quel-

len ebenfalls ins Visier gerieten. Auch Ver-
wandte oder Einwohner, die zufällig einen 
Namen und Spitznamen hatten, der mit 
dem eines Funktionsträgers identisch war, 
landeten auf diese Weise auf den Listen. Ge-
tötet würden zudem Angehörige oder sons-
tige Personen, die ein Telefon benutzten, 
das einem Hamas-Aktivisten gehörte.

Israels Armee greift die Personenziele 
häufig an, wenn sie nachts daheim sind. 
Dabei helfen zusätzliche Systeme wie »Wo 
ist Papa?«, über das Abraham ebenfalls 
erstmals berichtet. Das Ortungsprogramm 
stellt die markierte Person demnach unter 
ständige Überwachung und gibt Bescheid, 
wenn diese nach Hause kommt.

Laut den sechs Geheimdienstquellen 
würden von der KI markierte niedrigran-
gige Militante oft mit »dummen«, also un-
gelenkten Bomben getötet, was zu hohen 
Opferzahlen führe, während die »intelli-
genten« Präzisionsbomben für andere Ge-
legenheiten oder einen womöglich drohen-
den Libanon-Krieg aufgehoben würden.

Diese »Kollateralschäden« werden 
nicht nur hingenommen, sondern im Rah-
men von »Lavendel« sogar noch erhöht. 
In den ersten Wochen des Krieges habe 
die Armee entschieden, dass für jeden von 
»Lavendel« gekennzeichneten Hamas-Ak-
tivisten bis zu 20 Zivilisten getötet werden 
durften. Laut einem Geheimdienstler sei 
in einem ihm bekannten Fall der Tod von 
mehr als 100 Zivilisten bei der Ermordung 
eines einzigen Kommandeurs genehmigt 
worden. »Bei dieser Berechnung konnten 
es auch 20 Kinder für einen Nachwuchs-
offizier sein«, zitiert der Bericht eine an-
dere Quelle.

»Das Ergebnis ist, wie die Quellen bezeu-
gen, dass Tausende von Palästinensern – die 
meisten von ihnen Frauen und Kinder oder 
Menschen, die nicht an den Kämpfen betei-
ligt waren – aufgrund der Entscheidungen 
des KI-Programms durch israelische Luftan-
griffe ausgelöscht wurden, insbesondere in 
den ersten Wochen des Krieges«, heißt es in 
der Recherche.

Soldaten übernehmen Vorschläge mit hohen »Kollateralschäden« oft ohne Prüfung

Maschine wählt Ziele für Israels Angriffe in Gaza aus
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